
im Hinblick auf bereits verwirklichte Ver-
stöße in der Vergangenheit eine erhöhte
Mitwirkungspflicht im Hinblick auf das
Abstellen derselben. Es kann also festge-
halten werden, dass in Situationen, in de-
nen ein konkretes Wissen im Hinblick auf
Gesetzesverstöße existiert, die bloße Ein-
führung eines CMS nicht ausreicht, um
einen Strafrechtsvorwurf zu vermeiden.
Vielmehr muss der Wissende aktiv eingrei-
fen und die bekannten Rechtsverstöße im
Konkreten abstellen. Überträgt man die
Urteilsgrundsätze auf die Customs Compli-
ance, ergibt sich hieraus eine für die Praxis
wesentliche Aussage: (Bekannte) Zoll-
rechtsverstöße müssen aktiv abgestellt
werden. Es ist nicht ausreichend, lediglich
ein CMS einzuführen und ohne Aufdeckung
und Abstellen der Steuerrechtsverstöße
darauf zu vertrauen, dass diese mit der
Einführung des CMS erledigt sind bzw.
ein strafrechtlicher Vorwurf an den Wis-
sensträger nicht formuliert wird.

Schließlich führte der BGH in seinem
Strafurteil v. 9.5.2017 aus, für die Be-
messung einer Geldbuße nach § 30
Abs. 1 OWiG sei zudem von Bedeutung,
inwieweit der mit dem Vorwurf Konfron-
tierte seiner Pflicht, Rechtsverletzungen
aus der Sphäre des Unternehmens zu un-
terbinden, genügt und ein effizientes
Compliance-Management installiert ha-
be, das auf die Vermeidung von Rechts-
verstößen ausgelegt sein müsse.

Rechtsfragen zum
Gefahrübergang im
Auslandsgeschäft
Teil 1 – Wer trägt im Export die Verantwortung für Transport-
schäden und Warenverlust?

Von Rechtsanwalt Prof. Dr. Christoph Graf von Bernstorff,
Ahlers & Vogel Rechtsanwälte PartG mbB, Bremen

In der Praxis des grenzüberschreitenden Warenverkehrs ist es eine
alltägliche Problematik, dass eine Warensendung nach Abschluss
eines Kaufvertrages, während des Transports oder aber nach Über-
gabe der Ware an den Frachtführer verloren geht, sonst wie abhan-

denkommt, beschädigt oder zerstört wird. Es stellt sich dann die Frage, in wessen
Risikosphäre dies geschieht: hat der Verkäufer noch die Verantwortung für das be-
schädigte oder abhanden gekommene Gut, muss er also eventuell nochmals liefern,
oder hat der Käufer bereits alle Verantwortung auf seiner Seite und muss daher den
Kaufpreis zahlen? Die Thematik der „Gefahrtragung“ und des „Gefahrübergangs“
ist für Vertragsparteien im Außenhandel möglicherweise schwer zu überschauen:
So ist der Gefahrübergang häufig in nationalen Gesetzen kodifiziert wie auch im
UN-Kaufrecht enthalten. Daneben bietet sich die Vertragsgestaltung z.B. mit der
Absprache von Lieferbedingungen (etwa durch Vereinbarung einer Klausel der
Incoterms 2020) als interessenwahrende Alternative an. Dieser Beitrag gibt einen
Überblick für die deutsche Außenhandelspraxis; der Folgebeitrag (Teil 2) befasst
sich mit unterschiedlichen Konstellationen der Incoterms 2020 Klauseln.
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Ausgangslage

In der Abwicklung von Kaufverträgen
spielt die Frage der Gefahrtragung eine
Rolle, wenn die Kaufsache nicht ord-
nungsgemäß geliefert werden kann, weil
sie z.B während des Transports beschä-
digt wurde oder verloren gegangen ist.
Im Kaufrecht ist die Regelung des Ge-

fahrübergangs ein zentrales Thema. So
ist es von Interesse herauszufinden, wel-
che der Vertragsparteien nach Abschluss
eines Vertrages das Risiko des Unter-
gangs, des Verlusts und der Verschlechte-
rung einer Kaufsache trägt und wann das
Risiko vom Verkäufer zum Käufer wech-
selt.

Zur Verunsicherung der Praxis trägt bei,
dass es unterschiedliche Ansatzpunkte
zur Betrachtung der „Gefahrtragung“
gibt, die auch zu abweichenden Ergeb-
nissen führen können. So haben die
Rechtsordnungen der Welt verschiedene
Ansätze, wovon sie den Gefahrübergang
zwischen den Vertragsparteien abhängig
machen. Das internationale (UN-)Kauf-
recht (CISG) enthält ebenso Normen zur
Gefahrtragung wie freiwillig einsetzbare
Regelwerke, die beim Vertragsschluss
zum Einsatz gelangen können (beispiels-
weise Incoterms 2020). Dabei kommt
der Grundsatz zur Anwendung, dass die
(dispositiven) gesetzlichen Normen zum
Gefahrübergang (z.B. §§ 446 und 447
BGB oder – im internationalen Waren-
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kauf – stattdessen Art 67 bis 69 CISG)
durch übereinstimmende Parteivereinba-
rung (z.B. durch eindeutige Lieferbedin-
gungen wie sie die Incoterms 2020 dar-
stellen) ersetzt werden können.

Im deutschen BGB wird zwischen Leis-
tungs- und Gegenleistungsgefahr unter-
schieden, während das internationale
Kaufrecht (CISG) diese Unterscheidung
nicht trifft: hier steht der Begriff „Ge-
fahr“ nur für das Risiko, dass der Kauf-
preis nicht gezahlt wird, da nach dem
Verständnis des internationalen Kauf-
rechts die Leistungsgefahr der Preisgefahr
folgt. Dies kann hergeleitet werden aus
Art 36 CISG: „Der Verkäufer haftet …
für eine Vertragswidrigkeit, die im Zeit-
punkt des Übergangs der Gefahr auf den
Käufer besteht …“. – Gegenstand dieser
Abhandlung ist allein die Preisgefahr.

Das deutsche Kaufrecht

Im deutschen Kaufrecht wird von der
Grundregel ausgegangen, dass der Eigen-
tümer einer Kaufsache die Gefahr des
zufälligen Untergangs, Verlusts und der
Verschlechterung trägt. Dies ist eine Fol-
gerung daraus, dass es immer das Pro-
blem eines Eigentümers ist, was mit sei-
nem Eigentum geschieht und ob es Scha-
den nimmt oder abhandenkommt. Der
Eigentümer trägt die Sachgefahr, also
die Risiken, die von einem Dritten oder
aus einer objektiven Sachlage heraus
(z.B. Unfall, Naturereignis) zufällig auf-
treten können. Es ist sein Problem, wenn
sich sein Gut zufällig verschlechtert oder
sich die Qualität mindert, was auf zufäl-
lige Beschädigungen oder sonstige Sach-
mängel zurückzuführen sein kann.

Leistungsgefahr/Preisgefahr

• Bis zur Übergabe der Kaufsache an
den Käufer trägt der Verkäufer die
Risiken der Verschlechterung und des
Untergangs der Kaufsache – der Ver-
käufer trägt die „Leistungsgefahr“,
da er z.B. bei Abhandenkommen der
Kaufsache erneut leisten muss. Dies
ergibt sich aus § 446 BGB.

• Nach § 446 Satz 1 BGB geht „mit
der Übergabe der verkauften Sache
… die Gefahr des zufälligen Unter-
gangs und der zufälligen Verschlech-
terung auf den Käufer über“. Betrof-
fen sind stets Fälle des zufälligen Un-
tergangs oder der Verschlechterung
der Kaufsache, die weder vom Käufer
noch vom Verkäufer zu vertreten ist.

Nach Übergabe der Kaufsache trägt
der Käufer dieses Risiko – er muss
dann trotz Verschlechterung oder
Untergangs der Kaufsache zahlen (so
genannte „Preisgefahr“ oder „Gegen-
leistungsfahr“).

Liegt keine zufällige Verschlechterung
oder kein zufälliger Verlust der Kaufsache
vor, gilt umgekehrt:

• Ist der Untergang der Kaufsache vom
Käufer zu vertreten, so bleibt der
Käufer nach § 326 Abs. 2 Satz 1,
1.Alt BGB zur Gegenleistung (also
zur Bezahlung) verpflichtet.

• Ist der Untergang vom Verkäufer zu
vertreten, wird der Käufer von der
Pflicht zur Bezahlung frei (vgl. § 326
Abs. 1 Satz 1 BGB).

Sonderregelung Versendungskauf
Für den Versendungskauf gelten speziel-
le Regelungen nach § 447 BGB. Soweit
es nicht gerade um einen Verbrauchs-
güterkauf geht, bei dem der Käufer ein
Verbraucher ist, was diese Vorschrift aus-
schließt (§ 474 Abs. 2 BGB), setzt die In-
teressenwertung des § 447 BGB voraus:

• Eine Versendung der Kaufsache an
einen anderen Ort als den Erfolgsort
(Erfüllungsort), an dem der Verkäu-
fer sonst die zur Erfüllung erforder-
liche Leistungshandlung vorzuneh-
men hätte (Leistungsort, vgl. § 269
BGB). Beim Versendungskauf bleibt
der Leistungsort beim Verkäufer, der
jedoch verpflichtet ist, die Kaufsache
zum Versand zu übergeben, damit die
Kaufsache dem Käufer am Erfolgsort
ausgehändigt werden kann. Im Han-
delsverkehr handelt es sich meist um
Schickschulden und damit um Ver-
sendungskäufe.

• Der Versand muss auf Verlangen des
Käufers erfolgen und die Ausliefe-
rung der Sache muss durch den Ver-
käufer an eine Transportperson
(Frachtführer, Spediteur …) erfolgen.

• Da bei § 447 BGB ein zufälliger Un-
tergang der Sache gefordert wird, darf
keine Vertragspartei den Untergang
zu vertreten haben, was bei Transport-
schäden meist der Fall ist. Dabei gilt:

• Bei § 447 BGB ist die Transportper-
son kein Erfüllungsgehilfe des Ver-
käufers nach § 278 BGB, da beim Ver-
sendungskauf (= Schickschuld) nur
die Übergabe, nicht aber der Trans-
port selbst (dies wäre nur bei der

Bringschuld der Fall) eine Verpflich-
tung des Verkäufers ist.

• Schließlich muss eine typische Trans-
portgefahr eintreten, so dass die Be-
förderung ursächlich für Verschlech-
terung oder Untergang der Kaufsache
sein muss.

Liegen die genannten Voraussetzungen im
Versendungskauf vor, muss der Käufer
nach § 447 BGB trotz Beschädigung oder
Untergangs der Kaufsache den Kaufpreis
zahlen.

Die Beweislast trägt für den Zeitpunkt
des Gefahrübergangs derjenige, der sich
darauf beruft. Der Käufer muss bewei-
sen, dass entweder gar kein Versendungs-
kauf vereinbart worden war, dass eine
bestimmte (nicht gefahrträchtige, andere)
Versendungsart vereinbart worden war
und/oder dass Versendungsfehler des
Verkäufers oder seiner Gehilfen vorlagen.
Der Verkäufer muss beweisen, dass er die
Ware an einen Beförderer übergeben hat,
gegebenenfalls kein Verschulden trägt
und den Versand weisungsgemäß durch-
geführt hat.

Die gesetzlichen Bestimmungen der
§§ 446 und 447 BGB sind abdingbar. Der
Gefahrübergang kann daher durch Partei-
vereinbarung zeitlich verlegt, vorgezogen
oder verschoben werden und er kann auch
vom Eintritt bestimmter Umstände abhän-
gig gemacht werden. Dies zu wissen ist
dann von Bedeutung, wenn beispielswei-
se innerhalb Deutschlands geschlossene
und abgewickelte Kaufgeschäfte Liefer-
bedingungen erhalten, die mit Hilfe der
Incoterms 2020 zu einer Modifizierung
der gesetzlichen Regelung führen.

Besonderheit des deutschen
Rechts

Das heutige deutsche Recht des BGB
steht in Widerspruch zum alten römisch-
rechtlichen Prinzip zum Gefahrübergang.

Herkunft der weltweiten Regelung
Das römische Recht kannte nur den
Grundsatz, dass die Preisgefahr bereits
mit Abschluss des Kaufvertrags und völ-
lig unabhängig vom Verbleib der Kauf-
sache vom Verkäufer auf den Käufer
überging. Allerdings galt dieses Prinzip
so nur für den Spezieskauf. Eine Ver-
zögerung des Gefahrübergangs zwischen
Vertragsschluss und Perfektion des Ver-
trags war im römischen Rechts für die
Ausnahmefälle bekannt, in denen der
Vertrag noch unter einer aufschiebenden
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Bedingung stand, weil eine Ware noch
nicht eindeutig individualisiert war. Erst
wenn eine Gattungssache exakt be-
stimmbar und damit auch preislich abso-
lut exakt berechenbar war, traten diese
Bedingung und ihr folgend der Gefahr-
übergang ein.

Heutige Rechtslage
Diese Rechtslage besteht auch heute
noch in den meisten Staaten weltweit,
da sich dort das alte Grundprinzip bis in
die heute geltenden Rechtsordnungen er-
halten hat.

Andersartiges deutsches BGB
Das BGB verfolgt seit seinem Inkrafttre-
ten im Jahr 1900 einen anderen Grund-
satz, und dies macht das Thema für den
deutschen Außenhandel zu schwierig.
Auf die Unternehmenspraxis im Aus-
landsgeschäft wirkt sich die andersartige
Sichtweise des BGB nachteilig aus: so
muss im internationalen Geschäft regel-
mäßig geklärt werden, nach welchen
Prinzipien im konkreten Einzelfall der
Gefahrübergang erfolgt und welche der
Kaufvertragsparteien die Verantwortung
(Preisgefahr) zu tragen hat.

Das Traditionsprinzip des deutschen
(auch österreichischen) Rechts hat die
weltweit geltenden Prinzipien durchbro-
chen. Im Traditionsprinzip wird für den
Eigentumsübergang die Übergabe der
Kaufsache verlangt:

• der Gefahrübergang wird daher von
der Verschaffung des Besitzes an der
Kaufsache abhängig gemacht.

• Beim Versendungskauf wird davon
ausgegangen, dass die dem Beför-
derer übergebene Sache der Über-
gabe an den Käufer entspricht.

Das BGB normiert das Übergabeprinzip
– und stellt sich damit gegen die welt-
weit vorherrschende Meinung anderer
Rechtsordnungen. Damit gilt für das
deutsche Recht, dass der Gefahrübergang
erfolgt erst mit Eigentumsübergang, der
beispielsweise eine Übergabe voraus-
setzt (Übergabeprinzip), § 446 BGB, was
gleichermaßen für Spezies- und Gattungs-
kauf gilt. Im Versendungskauf gilt nach
§ 447 BGB, dass der Gefahrübergang mit
der Übergabe der Ware an den Beförderer
stattfindet.

Internationale Regelwerke

Das UN-Kaufrecht folgt dem Traditions-
prinzip, wie aus Art 69 CISG hervor-

geht. Danach trägt der Käufer die Gefahr
ab Übergabe oder, wenn er die Ware an
einem anderen Ort abholen muss, ab der
Zurverfügungstellung.

Beim Versendungskauf erfolgt der Ge-
fahrübergang (bei Beeinträchtigung der
Ware durch zufällige, weder dem Käufer
noch dem Verkäufer zurechenbare Um-
stände) nach UN-Kaufrecht in vier Vari-
anten:

• Zum einen gemäß Art. 67 CISG ab
dem Moment der Übergabe an den
ersten Beförderer (Beförderungsver-
kauf).

• Verkauf von auf dem Transport be-
findlicher Ware, Art. 68 CISG: Wird
Ware verkauft, während sie sich auf
dem Transportweg (rollender, schwim-
mender, fliegender Transport) befin-
det, geht nach Art. 68 CISG die Ge-
fahr mit dem Vertragsschluss auf den
Käufer über. Die Gefahr wird jedoch
bereits im Zeitpunkt der Übergabe
der Ware an den Beförderer, der die

Dokumente über den Beförderungs-
vertrag ausgestellt hat, von dem Käu-
fer übernommen, falls die Umstände
diesen Schluss nahelegen. Wenn da-
gegen der Verkäufer bei Abschluss
des Kaufvertrages wusste oder wissen
musste, dass die Ware untergegangen
oder beschädigt war und er dies dem
Käufer nicht offenbart hat, geht der
Untergang oder die Beschädigung zu
Lasten des Verkäufers.

• Verkauf durch Lieferung an einen an-
deren Ort als die Niederlassung des
Verkäufers, Art. 69 Abs. 2 CISG (nur
diese Fälle werden in der Regel durch
Vereinbarung der Incoterms 2020
modifiziert),

• und alle anderen Fälle, Art. 69 Abs. 1
CISG.

Welches Recht „gilt“ im
Auslandsgeschäft?

Grundsätzlich ist festzustellen: Vertrags-
parteien können nicht etwa durch
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Gefahrübergang

Der Gefahrübergang ist sehr unterschiedlich geregelt: er kann sich aus Normen ergeben,
ist aber stets dispositiv (also durch Parteivereinbarung abänderbar).

Gesetzliche Regelungen

Weltweites überwiegend
geltendes Prinzip

• Prinzipiell erfolgt der Gefahrübergang im Zeit-
punkt des Vertragsschlusses,

• im Gattungskauf aber erst mit Individualisierung
der Ware

• und beim Versendungskauf im Moment der Über-
gabe an den ersten Beförderer.

Deutsches Recht • Traditionsprinzip: Sachgefahr folgt dem Eigen-
tum; Gefahrübergang daher erst bei Eigentums-
übergang, §§ 929 und 446 BGB.

• Versendungskauf, § 447 BGB: Gefahrübergang
bei Übergabe an den ersten Beförderer

UN-Kaufrecht (soweit anwend-
bar, Art 1 CISG und
nicht ausgeschlos-
sen, Art 6 CISG)

• Verkauf durch Lieferung an einen anderen Ort als
die Niederlassung des Verkäufers, Art. 69 Abs. 2
CISG; alle anderen Fälle: Art 69 Abs. 1 CISG

• Versendungskauf/Beförderungsverkauf,
Art 67 CISG, Übergabe an ersten Beförderer

• Ware auf Transport, Art. 68 CISG

Regelungen durch Parteivereinbarung.

Dies ist möglich, da die gesetzlichen Bestimmungen zur Gefahrtragung abänderbar
(dispositiv) sind.

Individuelle Parteivereinbarung • Grundsätzlich zulässig, da gesetzliche Regelun-
gen zum Gefahrübergang dispositiv sind.

Standardisierte Parteivereinbarung • Zulässig (wie individuelle Vereinbarungen).
Typisch ist der Einsatz international anerkannter
Standardregelwerke, wie z.B. der Incoterms 2020.



Rechtswahl festlegen, dass für Fragen
des Eigentumsübergangs ein bestimmtes
nationales Recht gelten soll. Der Eigen-
tumsübergang, der wie beschrieben, ein
wichtiger Moment für das Feststellen
des Übergangs der Sachgefahr ist, ent-
zieht sich einer schuldrechtlichen Ver-
abredung von Vertragspartnern.

Eigentum und Eigentumsübergang sind
Begriffe des Sachenrechts, die sich – bei
international privatrechtlicher Betrach-
tung – nach Art. 43 bis 46 EGBGB rich-
ten. Daher entscheidet über die dingliche
Rechtslage das Recht des Staates, in
dem sich die Sache befindet – bei Kauf-
geschäften richtet sich dies nach dem
Lageort imMoment des Vertragsschlus-
ses. Die danach für die sachenrechtlichen
Verhältnisse maßgebliche Rechtsord-
nung regelt die Entstehung und den Un-
tergang, den Inhalt und die Übertragung
dinglicher Rechte und Pflichten. Daraus
folgen die nachstehenden Grundsätze:

Dieses Prinzip entscheidet im Sachen-
recht konsequent danach, ob im Aus-
landsgeschäft ein Eigentumsübergang
vom Verkäufer auf den Käufer schon im
Moment des Vertragsschlusses erfolgt
(weltweit vorherrschend) oder ob dies
erst im Moment der Übergabe (deutsches
Prinzip in §§ 929 und 446 BGB) ge-
schieht. Es kommt also auf den Ort an,
an dem sich die Ware im Zeitpunkt der
Veräußerung befindet.

Welches nationale Schuldrecht im Übri-
gen für die Beurteilung der schuldrecht-
lichen Rechte und Pflichten der Kaufver-
tragsparteien zur Anwendung gelangt,
bestimmt sich dagegen nach den interna-
tional privatrechtlichen Grundsätzen des
Schuldstatuts/Vertragsstatuts, Art. 3 und 4
ROM I VO.

Verabreden die Vertragsparteien (bei-
spielsweise im Rahmen einer Lieferbe-
dingung ihres Kaufvertrages) eine „Ge-
fahrtragungsklausel“, treffen sie damit
eine schuldrechtliche Vereinbarung da-
rüber, welche Partei die wirtschaftlichen
Folgen eines Schadens, der durch Be-
schädigung oder Abhandenkommen einer
Kaufsache entstanden ist, tragen soll.
Diese schuldrechtliche Verabredung un-
terliegt mithin nicht dem Lageortsrecht
des Sachenrechts, sondern dem norma-
len Vertragsstatut des Schuldrechts.

Dies ist der Grund dafür, warum eine
individuell vereinbarte Gefahrtragungs-
klausel eine wichtige Hilfestellung für

deutsche Exporteure darstellen kann. Es
ist daher wirtschaftlich zweckmäßig, eine
gesonderte Regelung zu den wirtschaft-
lichen Folgen eines Gefahreintritts zu
treffen.

Versendungskaufgeschäfte

Auslandsgeschäfte von Unternehmen
sind im Regelfall Geschäfte des Versen-
dungskaufs. Es ist typisch, dass der Käu-
fer die Ware nicht beim Lieferanten ab-
holt, sondern darum bittet, ihm die Kauf-
sache zuzusenden. In diesen Fällen er-
folgt der Gefahrübergang, wie bereits
dargestellt, in der Regel in demMoment,
in dem die Ware dem ersten Beförderer
übergeben wird.
Das gesetzliche Grundprinzip des Ge-
fahrübergangs ist aber abdingbar – was
sich auf die wirtschaftlichen Folgen aus-
wirkt, die die Beteiligten des Kaufver-
trags zu tragen haben. Nach der höchst-
richterlichen Rechtsprechung des BGH
kann der Gefahrübergang verlegt, vorge-
zogen oder verschoben werden. Er darf
auch von bestimmten tatsächlichen Er-
fordernissen abhängig gemacht werden.
Die Beweislast für den Zeitpunkt des
Gefahrübergangs trifft denjenigen, der
sich darauf beruft. Da es damit letztlich
auf die Beweisbarkeit einer der Geset-
zesregelung widersprechenden Vereinba-
rung ankommt, empfiehlt es sich in der
Praxis, eine Lieferbedingung schriftlich
zu fixieren.
Die Vereinbarung von Lieferbedingun-
gen ist daher in dieser komplexen Mate-
rie der Gefahrtragung ein wesentliches
Hilfsmittel in der Außenhandelspraxis.
Der Einsatz individuell gestalteter Ge-
fahrtragungsregeln oder aber die Nutzung
von standardisierten Klauseln, etwa der
Incoterms 2020, deren wichtiger Be-
standteil stets – und je nach gewählter
Incotermsklausel unterschiedlich – eine
Aufteilung der Gefahrtragung zwischen
Verkäufer und Käufer ist, kann daher im
Praxiseinsatz nur dringend empfohlen
werden.

Zusammenfassendes Ergebnis

Bei internationalen Kaufgeschäften
stoßen deutsche Unternehmen fast im-
mer auf einen (Auslands-)Markt, des-
sen Rechtsverständnis zum Eigentums-
übergang und zur Gefahrtragung unter-
schiedlich ausgeprägt ist. Das kann in
der Praxis zur Verunsicherung im inter-
nationalen Warenkauf führen.

Hilfreich ist es daher zu erkennen,
dass diese Rechtsregeln dispositiv
sind, soweit es um die wirtschaftlichen
Folgen der Gefahrtragung geht: es
lässt sich durch Parteivereinbarung,
durch individuelle Gefahrtragungs-
klauseln oder aber durch den Einsatz
standardisierter Lieferbedingungen
(z.B. Incoterms 2020) sicherstellen,
dass ein Interessenausgleich zwischen
den Vertragsparteien hergestellt und
zugleich klargemacht wird, welche
der Parteien bis zu welchem Moment
der Vertragsabwicklung die Sachgefahr
zu tragen hat. Dies wird im Beitrag
(Teil 2) näher erläutert.
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